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Keine ausdrückliche Ablehnung der HRG-Novelle, doch:

Senat der Uni-GH kritisierte
einige Änderungsvorschläge

Paderborn (ghp). Der Se¬
nat hatte sich auf seiner
16. Sitzung am 12. Dezember
unter anderem mit einem
AStA-Antrag zur Novellierung
des Hochschulrahmengesetzes
(HRG) zu beschäftigen. Nach
dem Willen der Studentenver¬
tretung sollte sich der Se¬
nat "ausdrücklich gegen die
Pläne der Bundesregierung
zum HRG wenden". Er tat dies
nicht - jedenfalls nicht in
der von den Studenten ge¬
wünschten grundsätzlichen
Form. Keiner der neuen ange¬
führten Punkte zu Fragen der
Studienreform, der For¬
schungsförderung, der Perso¬
nalstruktur und der Mitbe¬
stimmung wurde in der vorge¬
legten Form beschlossen. Die
Vorlage bestand aus einem
Konglomerat von zum Teil
kommentierten oder bloß auf¬
gelisteten HRG-Paragraphen.

Was der Senat letztlich
beschloß und an das Bundes¬
bildungsministerium weiter¬
leitete, war in westenlichen
Punkten der Stellungnahme
der Westdeutschen Rektoren¬
konferenz (WRK) zum Entwurf
eines 3. Gesetzes zur Ände¬
rung des HRG entlehnt.

Im Einklang mit der WRK
sieht der Senat keinen No-
vellierungsbedarf zu § 10,
Absatz 5 und 6, der in sei¬
ner Neufassung eine Änderung
der postgradualen Studienan¬
gebote und eine Erweiterung
der Studienmöglichkeiten für
besonders qualifizierte Stu¬
denten vorsieht.

In Punkt 5 des AStA-An-
trags wendete sich dieser
"gegen die in § 25 vollzo¬
gene Lockerung der Rahmen¬

bedingungen für die Dritt-
raittelforschung". Die Se¬
natsmitglieder sprachen sich
demgegenüber eindeutig für
die Neufassung aus. Die vor¬
gesehene Erleichterung wür¬
den, wie auch die WRK fest¬
stellt, "im Interesse von
Forschung und Lehre befür¬
wortet".

Kein Bedürfnis an einer
bundesgesetzlichen Regelung
für die neue Zeitvertrags¬
praxis für Nachwuchswissen¬
schaftler, festgehalten im
§ 56 und vom AStA als "un¬
zumutbare Ausweitung" inter¬
pretiert, besteht nach Auf¬
fassung des Senats. Das
Hochschulgremiura begrüßt
Zeitverträge unter der Vor¬
aussetzung, "daß die Mög¬
lichkeit zur Weiterqualifi¬
kation festgeschrieben
wird". Die Qualifikations¬
funktion der Mitarbeiter¬
tätigkeit sei zu betonen.

Der Senatsbeschluß hält
ausdrücklich fest, keine
über die Grundsätze des Bun¬

desverfassungsgerichts hin¬
ausgehende Veränderung der
geltenden Mitbestiramungsraög-
lichkeiten in Fachbereichs¬
räten, Senat und Konvent für
notwendig zu erachten. Im
Gegenteil: er sieht die Ge¬
fahr, daß nach der geplanten
Novelle etwa der Senat zu
einem Gremium aufgebläht
wird, dessen Arbeitsfähig¬
keit durch Aufstockung der
Mitgliederzahl behindert
würde.

Die einstimmig verab¬
schiedete Stellungnahme des
Senats verweist kritisch auf
die Neufassung des § 38 Ab¬
satz 1, der allerdings im
AStA-Antrag keine explizite
Erwähnung findet. Die Novel¬
le würde mit diesem Paragra¬
phen eine Stimmgewichtsre-
gelung auf Senatsebene un¬
möglich machen, indem sie in
den Kollegialorganen die
Mehrheit der Stimmen und
der Sitze verlange. Diese
Regelung, so der Senat, wür¬
de die Ausprägung des Re¬
gionalprinzips der Hoch¬
schulstruktur gefährden.

Der AStA bedauerte in
einer Erklärung, die dem
Senat zu seiner 17. Sitzung
vorgelegt wurde, daß dieser
mit seiner Stellungnahme die
Pläne zur Novellierung
"nicht ausdrücklich" abge¬
lehnt habe.

Wissenschaftsminister Krumsiek zu Gast in Uni-GH

Eindeutige Absage an HRG - Novelle
Paderborn (ghp). Zum Kon¬

zept der Gesamthochschule
und gegen die geplante No¬
vellierung des Hochschulrah¬
mengesetzes (HRG) bekannte
sich der Wissenschaftsmini¬
ster des Landes Nordrhein-
Westfalen, Dr. Rolf Krurasiek,
am 28. Januar auf einem

hochschulpolitischen Hearing
des AStA der Uni-GH Pader¬
born. Krumsiek wertete die
geplante HRG-Noveliierung
als die "erklärte Absicht
der Bundesregierung, ihre
Wendepolitik zu verwirkli¬
chen". Die Novelle, so der
Minister, sei ordnungspoli-
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tisch nicht notwendig. Zwar
brauche die Forschung an den
Hochschulen eine "kreative
Unruhe", sie bedürfe jedoch
gleichzeitig "Ruhe in ihrer
Organisation". Diese Ruhe
würde durch die HRG-Novelle
gestört. Falls die Novelle
tatsächlich in der vorlie¬
genden Form vom Bundestag
verabschiedet wird, habe das
Land Nordrhein-Westfalen
"keine Eile mit der Umset¬
zung", betonte der SPD-Poli¬
tiker. Er rief alle Betei¬
ligten zu einem "solidari¬
schen Vorgehen" auf, damit
die HRG-Novelle nicht zu¬
stande komme.

An der Podiumsdiskussion
unter der Leitung des AStA-
Vorsitzenden Ulrich Walwei
nahmen neben dem Minister
der hochschulpolitische
Sprecher der CDU-Landtags¬
fraktion Dr. Gerhard Röd-
ding, der stellvertretende
Vorsitzende der Fachgruppe
Hochschule in der GEW,
Johannes Wildt und Uni-
Rektor Dr. Friedrich Buttler
teil.

Eine Zustimmung zur HRG-
Novelle sei innerhalb der
CDU "im großen und ganzen
vorhanden", meinte Rödding
und ergänzte: "Ich erwarte
an den Universitäten keine
lähmende Diskussion zur No¬
velle." Der CDU-Bildungs¬
experte sprach sich für eine
weitgehende Selbstverwaltung
der Hochschule aus. Dies be¬
deute zugleich Selbstverant¬
wortung. So habe die Stu¬
dienreform Sache der Hoch¬
schule zu sein. Die CDU sei
der Auffassung, daß die Unis
im Lande zu stark reglemen¬
tiert würden. Den AStA ver¬
wies der CDU-Politiker auf
die beabsichtigte Neurege¬
lung zur Wahl des Studen¬
tenparlaments. Die Studen¬
tenvertretungen würden zu¬
künftig nur dann legitimiert
sein, wenn eine ausreichende
Anzahl von Studenten an den
Wahlen teilnähmen. Das HRG

sehe einen AStA nicht zwin¬
gend vor.

GEW-Vertreter Wildt, be¬
fragt nach den Anforderun¬
gen, die die Gewerkschaft an
Ausbildung und Forschung
stellt, rückte die "Themati¬
sierung der öffentlichen
Funktion der Hochschulen" in
den Vordergrund. Zur Zeit
müsse man von einer "Ent-
öffentlichung" sprechen,
konstatierte Wildt, For¬
schung und Ausbildung würden
"Marktgesetzlichkeiten un¬
terworfen", ständen "unter
privater Verfügung". Er for¬
derte eine "breite Ausbild¬
dung möglichst vieler", da¬
mit diese gesellschaftliche
Prozesse durchschauen lern¬
ten. Die wissenschaftlich¬
technische Entwicklung, so
Wildt, sei immer "mit Blick
auf die soziale Verantwor¬
tung" zu betrachten. Zur
HRG-Novelle erklärte er:
"Die Ablehnung der Gewerk¬
schaft ist nicht umstrit¬
ten."

Rektor Buttler trug die
Bedenken der Hochschule
gegen die HRG-Novelle vor,
und verwies dabei auf einen
entsprechenden Beschluß des
Senats. Die Novelle gebe
keine Hilfestellung in der
Bewältigung der aktuellen
Probleme der Hochschulen.
Positiv zu bewerten sei die
geplante Lockerung der Ein-
werbung von Drittmitteln,
ein Handlungsbedarf bestehe
jedoch nicht in der Verän¬
derung bestehender Mehr¬
heitsverhältnisse in den
Gremien über die vom Bundes¬
verfassungsgericht festge¬
legten Grundsätze hinaus.
Auch sei bei der Studienre-
formarbeit, so Buttler, nach
dem alten HRG bislang "sehr
Gutes" geleistet worden. Die
geplante Förderung besonders
begabter Studenten sei eben¬
falls auf Grundlage der jet¬
zigen Rahmenrichtlinien
realisierbar. Buttler: "Wir
wollen Leistungseliten. Was

wir nicht wollen sind Sozi¬
aleliten. "

Die Schwerpunktsetzungen
in der Hochschullehre- und
forschung will Minister
Krumsiek nach eigenem Bekun¬
den künftig nicht zu Lasten
der Geisteswissenschaften
vollziehen. Er verwies in
diesem Zusammenhang auf die
Genehmigung zusätzlicher
Magisterstudiengänge durch
sein Ministerium.

Krumsiek wurde von einer
autonomen Frauengruppe an
der Uni-GH ein offener Brief
überreicht, in dem er auf
die "erklärte Absicht der
nordrhein-westfälichen Lan¬
desregierung" hingewiesen
wurde, die "beruflich-ge¬
sellschaftliche Gleichbe¬
rechtigung für Frauen durch¬
zusetzen, auch im öffent¬
lichen Dienst". Konkret kri¬
tisieren die autonomen Frau¬
en in ihrem Brief das Beru¬
fungsverfahren für die Be¬
setzung einer C4-Professur
für Literaturwissenschaf¬
ten, da ihrer Meinung nach
eine qualifizierte Wissen¬
schaftlerin nicht in die
Dreierliste aufgenommen wur¬
de. Mit dem offenen Brief
wollen die Frauen aufmerksam
machen auf "die unauffällig
sich gebenden Praktiken der
Selbstergänzung männlichen
Wissenschaftspersonals".

Minister Krumsiek sicher¬
te den Frauen eine eingehen¬
de Prüfung der Berufungs¬
liste zu. Buttler wies dar¬
auf hin, daß sowohl der Se¬
nat als auch der Fachbereich
bei ihrer Entscheidung von
der Gleichstellung der Be¬
werber ausgehen." Frauen ha¬
ben grundsätzlich die
gleichen Berufungschancen",
betonte der Rektor. Diskus¬
sionen über Berufungsver¬
fahren sollten hochschulin¬
tern geführt werden.
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